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Bodennutzungshaupterhebung 2024

Unterrichtung nach § 17 Bundesstatistikgesetz (B Stat G)1 und nach 
der Datenschutz-Grundverordnung (E U) 2016 /679 (D S-G V O)2

Zweck, Art und Umfang der Erhebung
Die Bodennutzungshaupterhebung 2024 wird im Zeitraum Januar bis Mai 2024 
im Rahmen einer Stichprobe von höchstens 80000 Betrieben durch geführt. Ziel 
der Erhebung ist die Gewinnung aktueller, wirklichkeitsgetreuer statistischer 
Informationen über die Nutzung der Gesamtflächen nach Haupt nutzungs- und 
Kulturarten und des Anbaus auf dem Ackerland nach Nut zungszweck, Kul-
tur- und Pflanzenarten. Diese Erhebung ist Grundlage für die Berechnung und 
Vorausschätzung von Erntemengen. Die Ergebnisse bieten darüber hinaus für 
Regierung, Verwaltung, Berufsstand, Wirtschaft und Wis senschaft auf nationaler 
und supranationaler Ebene die notwendigen statisti schen Grundlagen für ihre 
Entscheidungen und Maßnahmen.

Mit den Ergebnissen werden zugleich die statistischen Anforderungen der 
 Europäischen Union zur pflanzlichen Erzeugung abgedeckt.

Rechtsgrundlagen, Auskunftspflicht
Rechtsgrundlage ist das Agrarstatistikgesetz (Agr Stat G) und das Gesetz zur 
Gleichstel lung stillgelegter und landwirtschaftlich genutzter Flächen in Ver-
bindung mit dem B Stat G.

Erhoben werden die Angaben zu § 8 Absatz 1 Agr Stat G.

Die Auskunftspflicht ergibt sich aus § 93 Absatz 1 Satz 1 Agr Stat G in Verbin dung 
mit § 15 B Stat G. Nach § 93 Absatz 2 Nummer 1 Agr Stat G sind die Inha ber/Inha-
berinnen oder Leiter/Leiterinnen von landwirtschaftlichen Betrieben auskunfts-
pflichtig.

Nach § 11a Absatz 2 B Stat G sind alle Betriebe verpflichtet, ihre Meldungen auf 
elektronischem Weg an die statistischen Ämter zu übermitteln. Hierzu sind die 
von den statistischen Ämtern zur Verfügung gestellten Online-Verfahren zu nut-
zen. Im begründeten Einzelfall kann eine zeitlich befristete Ausnahme von der 
Online-Meldung vereinbart werden. Dies ist auf formlosen Antrag möglich. Die 
Pflicht, die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, bleibt jedoch  weiterhin bestehen.

Erteilen Auskunftspflichtige keine, keine vollständige, keine richtige oder nicht 
recht zeitig Auskunft, können sie zur Erteilung der Auskunft mit einem Zwangs geld 
nach den Verwaltungsvollstreckungs gesetzen der Länder angehalten werden.

Nach § 23 B Stat G handelt darüber hinaus ordnungswidrig, wer 
 – vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 15 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und 5 
Satz 1 B Stat G eine Auskunft nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollständig oder nicht 
wahrheitsgemäß erteilt,

 – entgegen § 15 Absatz 3 B Stat G eine Antwort nicht in der vorgeschriebenen 
Form erteilt oder

 – entgegen § 11a Absatz 2 Satz 1 B Stat G ein dort genanntes Verfahren nicht 
nutzt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahn-
det werden.

Nach § 15 Absatz 7 B Stat G haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die 
Aufforderung zur Auskunftserteilung keine aufschiebende Wirkung.

1 Den Wortlaut der nationalen Rechtsvorschriften in der jeweils geltenden Fassung finden Sie unter  
https://www.gesetze-im-internet.de/.

2  red fua eiS nednif ehcarpS rehcstued ni dnu gnussaF nednetleg sliewej red ni U E red etkasthceR eiD
Internetseite des Amtes für Veröffentlichungen der Europäischen Union unter https://eur-lex.europa.eu/.
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Verantwortlicher
Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer Daten ist das für Ihr Bundesland 
 zuständige statistische Amt. Die Kontaktdaten finden Sie unter 
https://www.statstikportal.de/de/statistische-aemter.

Geheimhaltung

gehalten. Nur in ausdrücklich gesetzlich geregelten Ausnahmefällen  dürfen Ein-
zelangaben übermittelt werden.

Eine solche Übermittlung von Einzelangaben ist insbesondere zulässig an:
 – öffentliche Stellen und Institutionen innerhalb des Statistischen Verbunds, 
die mit der Durchführung einer Bundes- oder europäischen Statistik  betraut 
sind (z. B. die Statistischen Ämter der Länder, das Statistische Amt der 
 Europäischen Union [Eurostat]),

 – -
leister des Statistischen Bundesamtes, Rechenzentren der Länder). Eine Liste 
der regelmäßig beauftragten IT-Dienstleister finden Sie hier:  
https://www.statistikportal.de/de/statistische-aemter

die zuständigen obersten Bundes- und Landesbehörden für die Verwen dung 
gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften und für Zwecke der Planung, 
jedoch nicht für die Regelung von Einzelfällen, vom Statistischen Bundesamt und 
den statistischen Ämtern der Länder Tabellen mit statisti schen Ergebnissen über-
mittelt werden, auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen.

-
richtungen mit der Aufgabe unabhängiger wissenschaftlicher Forschung für die 
Durchführung wissenschaftlicher Vorhaben
1. Einzelangaben zu übermitteln, wenn die Einzelangaben so anonymi siert sind, 

dass sie nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten 
und Arbeitskraft den Befragten oder Betroffenen zugeordnet  werden können 
(faktisch anonymisierte Einzelangaben),

2. innerhalb speziell abgesicherter Bereiche des Statistischen Bundesamtes und 
der statistischen Ämter der Länder Zugang zu Einzelangaben ohne Name und 
Anschrift (formal anonymisierte Einzelangaben) zu gewähren, wenn wirksame 
Vorkehrungen zur Wahrung der Geheimhaltung getroffen werden.

Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch für Personen, die Einzelangaben 
erhalten.

Hilfsmerkmale, Löschung
Die Hilfsmerkmale

 – Name (gegebenenfalls Firma, Instituts- oder Behördenname) und Anschrift des 
Betriebes, 

 – Name und Rufnummer oder Adresse für elektronische Post der für Rückfra gen 
zur Verfügung stehenden Person,

 – Identifikationskennziffern im Rahmen der Verwendung von Verwaltungs daten 

 – Vor- und Familiennamen sowie Anschriften der bisherigen Bewirtschafter von 
seit dem Vorjahr erhaltenen Flächen sowie der neuen Bewirtschafter von im 
gleichen Zeitraum abgegebenen Flächen oder der jeweiligen Eigen tümer und 
die Größe und Belegenheit dieser Fläche 

dienen lediglich der technischen Durchführung der Erhebung. In den Daten-
sätzen mit den Angaben zu den Erhebungsmerkmalen werden diese Hilfs-
merkmale nach Abschluss der Überprüfung der Erhebungs- und Hilfsmerkmale 
auf ihre Schlüssigkeit und Vollständigkeit gelöscht. Angaben zu den Erhebungs-
merkmalen werden solange verarbeitet und gespeichert, wie dies für die Erfül-
lung der gesetzlichen Verpflichtungen erforderlich ist. 

Betriebsregister, Kennnummer, Löschung
Zur Vorbereitung, Durchführung und Aufbereitung der Agrarstatistiken führen die 
statisti schen Ämter der Länder nach § 97 Absatz 2 AgrStatG landwirt schaftliche 
Betriebs register, in die folgende Hilfs- und Erhebungsmerkmale aufgenommen 
werden

 – die Kennnummer der Betriebe, 
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 – die Namen und Anschriften der Inhaber/Inhaberinnen oder Leiter/Leite rinnen 
der Betriebe,

 – die Namen, die Rufnummern und die Adressen für elektronische Post der Per-
sonen, die für Rückfragen zur Verfügung stehen,

 – die Anschrift des Betriebssitzes und die Bezeichnungen für regionale Zuord-
nungen sowie die Lagekoordinaten des Betriebssitzes,

 – die Art des Betriebes,
 – die Rechtsstellung des/der Betriebsinhabers/Betriebsinhaberin,
 – die Größe der Flächen, die zur Bestimmung des Berichtskreises und der 
Schichtzugehörigkeit in der Stichprobe notwendig sind,

 – die Beteiligung an agrarstatistischen Erhebungen,
 – der Tag der Aufnahme in das Betriebsregister,
 – die Identifikationskennziffern im Rahmen der Verwendung von Verwaltungs-

 – die Art der Bewirtschaftung.

Nach § 97 Absatz 3 AgrStatG wird für jede Erhebungseinheit eine systemfreie 
und länder spezifische Kennnummer vergeben. Sie dient der Unterscheidung der 
in die Erhebung einbezogenen landwirtschaftlichen Betriebe.

-
male gelöscht, wenn sie für die Vorbereitung, Durchführung und Aufbe reitung 
der Agrar statistiken nicht mehr benötigt werden. Bei Betrieben, die über einen 
Zeitraum von sieben Jahren nicht mehr zu Erhebungen heran gezogen wurden, 
werden sie spätestens nach Ablauf von sieben Jahren  gelöscht. Eine Löschung 
der Kennnummer im Einzeldatensatz erfolgt nicht.

Rechte der Betroffenen, Kontaktdaten der/des Datenschutzbeauftragten, 
Recht auf Beschwerde
Die Auskunftgebenden, deren personenbezogene Angaben verarbeitet  wer den, 
können

 –
 –
 –
 –

der jeweils sie betreffenden personenbezogenen Angaben beantragen oder der 
-

sprechen.

Die Betroffenenrechte können gegenüber jedem zuständigen Verant wortlichen 
geltend gemacht werden.

Sollte von den oben genannten Rechten Gebrauch gemacht werden, prüft die 
zuständige öffentliche Stelle, ob die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt 
sind. Die antrag stellende Person wird gegebenenfalls aufgefordert, ihre Identität 
nachzuweisen, bevor weitere Maßnahmen ergriffen werden.

Fragen und Beschwerden über die Einhaltung datenschutzrechtlicher 
 Bestimmungen können jederzeit an die behördliche Datenschutzbeauftragte oder 
den  behördlichen Datenschutzbeauftragten des verantwortlichen statis tischen 
Amtes oder an die jeweils zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde gerichtet 

 
https://www.statistikportal.de/de/datenschutz.


